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legten Vorschläge der Kommission der EWG für eine 

Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher und lebens- 
mittelrechtlicher Fragen beim Handelsverkehr mit Fleisch- 
erzeugnissen 

Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch 

— Drucksache IV/ 1808 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pohlenz 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag die oben- 
genannten Vorschläge mit Datum vom 6. Januar 
1964 zugeleitet. Der Präsident des Deutschen Bun- 
destages hat entsprechend dem Beschluß des Bundes- 
tages vom 25. Juni 1959 — Drucksache 1187 der 
3. Wahlperiode — die Vorschläge dem Ausschuß 
für Gesundheitswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
seiner Sitzung vom 6. Februar 1964 mit den Vor- 
lagen befaßt. 

I. 

Bei der Beratung der Richtlinie des Rates zur 
Regelung gesundheitlicher und lebensmittelrecht- 
licher Fragen beim Handelsverkehr mit Fleisch- 
erzeugnissen kam der Ausschuß zu dem Ergebnis, 
daß diese Richtlinie nicht auf Artikel 43 des EWG- 
Vertrages gestützt werden könne, sondern auf Ar- 
tikel 100, und daß darüber hinaus die Geltungsdauer 
der Richtlinie nicht befristet werden sollte. Diese 
Forderungen wurden wegen der in der Richtlinie 
enthaltenen gesundheitlichen Regelungen für unab- 
dingbar gehalten. 

Bedenken machte der Ausschuß geltend gegen die 
von der Kommission in Artikel 2 in Verbindung mit 
Artikel 7 Buchstabe c der allgemeinen Bestimmun- 


gen vorgesehenen Regelungen, weil diese nicht als 
geeignet angesehen wurden, den deutschen Ver- 
braucher vor Erkrankungen an Trichinose aus- 
reichend zu schützen. Da sich die EWG-Partnerländer 
bisher nicht bereit erklärt haben, einer obligatori- 
schen Untersuchung von Schweinen, die zur Her- 
stellung von Fleischerzeugnissen für den inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr verwendet wer- 
den, auf Trichinen zuzustimmen, hielt der Ausschuß 
es, solange die EWG-Partner auf ihrem bisherigen 
Standpunkt beharren, für erforderlich, den Katalog 
der in Artikel 2 Abs. 1 genannten Fleischerzeugnisse 
einzuschränken. Darüber hinaus hielt der Ausschuß 
die derzeitige Formulierung der Unberührtheits- 
klausel in Artikel 7 Buchstabe c, betreffend Trichi- 
nenuntersuchilng, nicht für ausreichend. Er war viel- 
mehr der Auffassung, daß die Bestimmungen der 
Mitgliedstaaten über die Untersuchung von Fleisch 
auf Trichinen nicht mit der Eingangsformel des 
Artikels 7 „Bis zum Inkrafttreten etwaiger Vor- 
schriften der EWG" verklammert werden dürften. 
Zu Artikel 10 der Richtlinie vertrat der Ausschuß 
die Auffassung, daß er den sich aus den deutschen 
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen ergebenden 
Forderungen nicht in vollem Umfange Rechnung 
trage. Der Katalog des Artikels 10 bedürfe deshalb 
teils der Ergänzung teils der Streichung. 
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In der Richtlinie ist bisher noch keine Regelung 
für Fleischerzeugnisse vorgesehen, denen die in 
Artikel 10 genannten Stoffe zugesetzt werden dür- 
fen. Nach dem Vorschlag ist eine Regelung durch 
die Kommission zu einem späteren Zeitpunkt vor- 
gesehen. Der Ausschuß glaubte, sich weder hiermit 
noch mit der sonstigen Ermächtigung zur Festsetzung 
lebensmittelrechtlicher Vorschriften durch die Kom- 
mission einverstanden erklären zu können. Den 
Ausführungen in der Präambel, daß es sich hierbei 
um „Fragen technischer Art' 1 handele, konnte vom 
Ausschuß nicht zugestimmt werden. Aus diesem 
Grunde hielt der Ausschuß es für erforderlich, daß 
alle die Richtlinie ergänzenden Regelungen durch 
weitere Richtlinien erfolgen müßten. 

Letztlich hielt der Ausschuß die Regelung über die 
Verwendung salpetrigsaurer Salze in Lebensmitteln 
für unbefriedigend. Er hielt eine Angleichung an die 
deutschen gesetzlichen Bestimmungen für erforder- 
lich. Die Richtlinie läßt die Frage der Verwendung 
von Phosphaten bei Fleischerzeugnissen noch offen. 
Entsprechend den Forderungen der Partnerländer 
und der deutschen Fleischwirtschaft könnten hier 
abweichend von den Vorschriften der Fleischverord- 
nung gegebenenfalls Zugeständnisse in Erwägung 
gezogen werden, wenn ein in Kürze zu erwartendes 
Votum des Bundesgesundheitsrates bestätigen sollte, 
daß gegen die Zulassung bestimmter Phosphate 
keine gesundheitspolitischen Bedenken geltend ge- 
macht werden könnten. 


Der Ausschuß war daher einstimmig der Auf- 
fassung, die Bundesregierung solle der Richtlinie 
nur dann zustimmen, wenn sie den genannten Ge- 
sichtspunkten Rechnung trage. Er faßte aus diesem 
Grunde die unter B. wiedergegebenen Beschlüsse. 

II. 

Bei der Beratung der Richtlinie des Rates zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch vertrat der Aus- 
schuß ebenfalls die Auffassung, daß diese Richtlinie 
nicht, wie vorgesehen, auf Artikel 43, sondern auf 
Artikel 100 des EWG-Vertrages zu stützen sei. 

Der Ausschuß glaubte dem Vorschlag der Kom- 
mission in Artikel 1 1 Buchstabe b, wonach die Vor- 
schriften der Richtlinie nach einer Übergangsfrist 
automatisch auch für den innerstaatlichen Bereich 
Anwendung finden solle, nicht zustimmen zu kön- 
nen. Er hielt es vielmehr für erforderlich, daß, un- 
abhängig von der EWG-Richtlinie, die Bundesregie- 
rung unverzüglich ein Gesetz vorlege, das diese 
Materie für den innerstaatlichen Bereich regelt. 

Der Ausschuß war weiterhin der Meinung, daß 
die Richtlinie auch Vorschriften über eine Gebühren- 
regelung enthalten sollte, da bei einer unterschied- 
lichen Regelung in den einzelnen Mitgliedstaaten 
mit Wettbewerbsverzerrungen gerechnet werden 
müsse. Er faßte aus diesem Grunde die unter B. wie- 
dergegebenen Beschlüsse. 


Bonn, den 20. Februar 1964 


Dr. Pohlenz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Vorschläge der Kommission der EWG für 
eine 

Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheit- 
licher und lebensmittelrechtlicher Fragen beim 
Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen 

Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen beim Handelsverkehr mit fri- 
schem Geflügelfleisch 

— Drucksache IV/1808 — werden zur Kenntnis 
genommen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
darauf hinzuwirken, daß 

I. betreffend die Richtlinie des Rates zur Rege- 
lung gesundheitlicher Fragen beim Handels- 
verkehr mit Fleicherzeugnissen 

a) die Richtlinie anstatt auf Artikel 43 auf 
Artikel 100 des EWG- Vertrages gestützt 
und ihre Geltungsdauer nicht befristet 
wird, 

b) bei einer Beharrung der Partnerländer auf 
ihrem bisherigen Standpunkt — Ablehnung 
einer obligatorischen Trichinenschau — der 
Katalog der in Artikel 2 Abs. 1 genannten 
Fleischerzeugnisse eingeschränkt wird; 
daß ferner eine Unberührtheitsklausel in 
einem besonderen Absatz entsprechend 
Artikel 6 Nr. 2 der Richtlinie auf genom- 
men wird, 


c) Artikel 10 der Richtlinie den deutschen 
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen an- 
gepaßt wird und die später erforderlichen 
Ergänzungen dieser Richtlinie in Gestalt 
weiterer Richtlinien des Rates erfolgen, 

d) die Zulassung der Verwendung salpetrig- 
saurer Salze im Lebensmittelverkehr den 
deutschen gesetzlichen Bestimmungen an- 
gepaßt und die Verwendung von Phos- 
phaten nur soweit zugelassen wird, wie 
das vom Standpunkt des Verbraucher- 
schutzes nach dem jeweiligen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnis vertretbar 
ist; 

II. betreffend die Richtlinie des Rates zur Rege- 
lung gesundheitlicher Fragen beim Handels- 
verkehr mit frischem Geflügelfleisch 

a) die Richtlinie auf Artikel 100 des EWG- 
Vertrages gestützt wird, 

b) die Vorschriften nicht nach einer Über- 
gangszeit automatisch auch für den inner- 
staatlichen Bereich Anwendung finden, 

c) Wettbewerbsverzerrungen, die durch eine 
unterschiedliche Gebührenregelung in den 
Mitgliedstaaten entstehen könnten, ver- 
mieden werden. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

baldmöglichst den Entwurf eines Geflügel- 
hygienegesetzes vorzulegen. 


Bonn, den 20. Februar 1964 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Dr. Hamm (Kaiserslautern) 

Vorsitzender 


Dr. Pohlenz 

Berichterstatter 
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